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Sachverhalt

Ich habe eine sozialversicherungsrechtliche Frage: Meinem Klienten S., IV-Rentner, geschieden, seit 1989 verbeiständet (ZGB 394), sind mindestens seit dem 1. Januar 1998 zu hohe Ergänzungsleistungen ausbezahlt worden, wahrscheinlich sogar noch länger (für mich aber nicht mehr nachvollziehbar). Der Fehler: Die IV-Kinderrente wurde nicht als Einkommen gerechnet, seine Alimentenzahlungen an den Sohn jedoch bei den Ausgaben verbucht. So erhielt S. Monat für Monat rund 700 Franken zu viel. Mein Vorgänger (bis Nov. 2004) hat diesen Fehler nicht bemerkt, und auch ich habe es erst erfahren, als die Ausgleichskasse ihn plötzlich entdeckt hat und entsprechend weniger Geld überwiesen hat. Weil die Verfügung der Ausgleichskasse vom 4.8.2005 korrekt war, habe ich (bisher) keine Einsprache erhoben. 
S. hat sich mittlerweile an einen Lebensstandard mit Auto und anständigem Unterhalt gewöhnt und ist empört, dass er nun plötzlich nur noch rund 2300 Franken anstatt 3000 Franken monatlich zur Verfügung haben soll. Glücklicherweise wurde gleichzeitig eine zusätzliche Rente (Lebensprakt. Begleitung, 430 Franken monatlich) gesprochen, so dass sich die Einbusse (ca. 2730 statt 3000) in Grenzen hält. Es war jedoch bisher schon nicht einfach, mit S. ein ausgeglichenes Budget einzuhalten. Und immerhin hat die EL auch keine Rückforderungen gemacht. Trotzdem: Gibt es rechtliche Möglichkeiten (zum Beispiel aus der „Besitzstandsgarantie“), aus welchen sich ein Anspruch von S. auf höhere Ergänzungsleistungen ableiten lässt?
Antwort:

Gesetzliche Grundlagen

Art. 25 ATSG
 Rückerstattung, Art. 2 ff. ATSV
Art. 31 ATSG
 Meldung bei veränderten Verhältnissen

ELV
Art. 24 Meldepflicht

Art. 25 Änderung der jährlichen Ergänzungsleistung

Rückerstattung von unrechtmässig bezogenen Leistungen können von einem Versicherungsträger zurückgefordert oder verrechnet werden. Bei einer Verrechnung darf jedoch das sozialversicherungsrechtliche Existenzminimum nach ELG nicht unterboten werden. Von der Rückerstattung von unrechtsmässig bezogenen Leistungen sind folgende Personen ausgeschlossen:

· der Vormund (Art. 2 ATSV, BGE 112 V 101),

· der Beistand (ZAK 1992 419)

· der Ehegatte für die dem anderen Ehegatten ausbezahlte Leistungen (ZAK 1989 397).

Offenbar hat hier die Verwaltung von sich auf eine Rückerstattung oder Verrechnung verzichtetet (wahrscheinlich wegen: „Vorliegen des guten Glaubens“ und „Vorliegen einer grossen finanziellen Härte“).
Gemäss Art. 25 ELV wird eine jährliche Revision der EL durchgeführt. Durch diese Revision werden die anrechenbaren Ausgaben und Einahmen den tatsächlichen Verhältnissen angepasst. Daraus lässt sich ableiten, dass keine „Besitzstandsgarantie“ von den Versicherten gemacht werden kann. 

Mit der Herabsetzung oder Heraufsetzung der EL wird das sozialversicherungsrechtliche Mindesteinkommen gemäss BV so garantiert, was dem Ziel des ELG entspricht.
Für zusätzliche Fragen stehe ich Ihnen zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

H. Mangold
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� Siehe auch Kommentar ATSG U. Kieser, Schulthess Verlang 2003, Seite 275 ff.


� dito, ATSG Kommentar Seite 351 ff.





